
Parteienverdrossenheit

In den etzten Jahren scheint 1n allen Schichten der Bevölkerung eın zunehmen-
des Mißtrauen die „etablierten“ politischen Parteıen sıch oreifen.
Wıe Umfragen zeıgen, wächst bei vielen Bürgern das Gefühl, S1e würden VOon

den Parteıen nıcht 24 Sie haben den Eındruck, die Parteıen küm-
erten sıch NUur 1n der Wahlpropaganda die Interessen der Wähler, verfolg-
ten aber 1n der praktıischen Politik ıhre eıgenen, partejıegoistischen Ziele Zeichen
dieses Unbehagens 1St auch die Resonanz, auf die Protestparteien immer wıeder
stoßen.

ıne solche Ent5vicklung 1St deswegen bedrohlich, weıil die Parteıen für die
Demokratie unentbehrlich siınd Sıe schaften die Voraussetzungen, da{fßß der poli-
tische Wille des Volkes formuliert un 1ın politisches Handeln uUum$geSsSeETZT werden
annn Von iıhrer Stellung un Bedeutung 1mM politischen Leben, VO  a} iıhren Zielen
un ıhrem Verhalten hängt wesentlich das Schicksal der Demokratie ab S1e
sind 1n der Formulierung des Partejengesetzes VO Jahr 1967 „ein verfas-
sungsrechtlich notwendiger Bestandteil der freiheitlichen demokratischen Grund-
ordnung“ und erfüllen eıne VO  3 der Verfassung verbürgte „Oftentliche Auf-
gabe  Dg  9 der die Vertiefung der politischen Bıldung, die Förderung der „aktı-
VE Teilnahme des Bürgers politischen Leben“ un die „ständige lebendige
Verbindung zwıschen dem olk un den Staatsorganen“ gehören. Wenn sıch be1
der Mehrheit der Bürger die Meınung verbreitet, die Partejen versagten be1 der
Erfüllung dieser Auftfgabe, annn steht der freiheitliche demokratische Rechts-

selbst auf dem Spiel
Der Vertrauensschwund gegenüber den politischen Partejen ßr sıch durch

iıhr Verhalten allein ıcht erklären. Dıie Wurzeln reichen tiefer. So gelten Me ı-
nungsverschiedenheiten un Konflikte weıthin als Zeichen VO  ; Schwäche un
mangelnder Einheıit. Harmonie un Eintracht haben bei vielen eınen höheren
Rang als Konkurrenz und Auseinandersetzung. i1ne Parteı, die ıhre Konflikte
nıcht vertuscht, sondern offen austragt, oilt als „zerstrıtten“ un „unglaubwür-
dıg  I während eıne „geschlossene“ Parte1i den Eindruck VO  a Stirke un: Glaub-
würdigkeit erweckt. Auseinandersetzungen zwıschen den Parteıen werden als
„Parteiengezänk“ un „Parteienhader“ abgewertet obwohl solche Diskussio-
1enNn 1n einer parlamentarischen Demokratie legitim, Ja für elıne erantwortete
politische Entscheidung unerläßlich sind Für diese Wesenselemente einer plura-
len Gesellschaft fehlt haufig das Verständnis, Sanz abgesehen VO der prinz1-
piellen Ablehnung jeder Partejen- un: Interessenvielfalt durch die totalıtären
Ideologien VO  a} links un rechts.
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Parteienverdrossenheit

Ahnlıches gilt VO eiınem heute weiıitverbreiteten Mißtrauen die Macht
T)as Erringen VO Macht un Einflufß 1St eın Wesenselement jeder politischen
Auseinandersetzung: „ Wer Politik treibt, erstrebt Macht“ (Max Weber) Es
kommt NUr darauf Aa  4 welchem Ziel un mMI1t welchen Mitteln polıtische
Macht erstrebt un ausgeübt wird des Gemeinwohls willen, FA Durchset-
ZUNg einer gerechten Ordnung, YyADER Sıcherung des Friedens 1m Rahmen un

Kontrolle des Rechts, oder 1mM Dienst egoistischer Ziele, oder gar NUr als
Selbstzweck, nämlich die Macht un ıhr Prestige genießen. Wenn jedoch
Macht überhaupt als ungerechte „Herrschaft VO  e} Menschen ber Menschen“ VeOeI:»-

dächtigt wird, annn 1St jede Macht böse un jedes Machtstreben unmoralisch,
un Politik wırd ZU „schmutzıgen Geschäft“

Dıie Parteıen waren aber schlecht beraten, WEeNnNn s1e das derzeıtige Unbehagen
1UL: als Folgen eines Denkens ansähen, das Harmonie idealisıert un Macht
grundsätzlıch kritisch betrachtet. Sie bieten auch cselbst vielfachen Anlaß
Vorbehalten, Skepsıs, Argwohn un Mifßtrauen. Nur einıge Stichworte sollen
die Gefahren bezeichnen, denen die Parteıen ausgeSsetzt siınd un denen S1e
leicht verfallen: Der Gruppenego1smus, der A verleıtet, nıcht dem (3emeınn-
ohl dienen, sondern die Interessen der Parteıen durchzusetzen un die
Parteı mMı1t dem Staat identifizieren; die Ämterpatronage, die öffentliche
Ämter als Pfründen der Parteıen betrachtet un AUS den Parteien Vereinigun-
Cn VO  ; Karriererittern un Stellenjägern macht; die ungeheure Diskrepanz
7zwischen den Wahlversprechen un der Politik nach den Wahlen:;: die Versuche,
den Wählern Tatsachen vorzuenthalten un S1€e ber Wahrheıiten hinwegzutau-
schen, die der jeweiligen Parteı gefährlıch werden könnten; die Leichtfertigkeıt,
MIt der Politiker sıch ber demokratische Gesinnungen un Verfahrensweısen
hinwegsetzen un die VO  e} ıhrer Parteı verkündeten Ideale 1m eigenen Verhalten
mißachten; der rüde Stil mancher Auseinandersetzungen un die Verteufelung
des politischen Gegners solche Verhaltensweıisen sind CS, die das Vertrauen der
Bürger untergraben un Parteienverdrossenheıit

Die Parteıen haben CS selbst 1n der Hand, eıne Wende herbeizuführen. Wenn
S1e Konflikte faır austragen, Kritik miıt Argumenten un ıcht m1t Aftekten
nt  auern, WEeNnNn s1e nıcht den Eindruck erwecken, die eıgene Parteı se1 allein
1mM Recht un die anderen seılen völlig 1mM Unrecht, wenn S1e 1mM Umgang M1 der
Macht verantwortliıch handeln, W CN s1e auch in Zeıten des Wahlkampfts weder
Tatsachen verfälschen och Unerfüllbares versprechen, ann werden s$1e schneli

ellen mussen.das Unbehagen abgebaut|haben‚ das s1e heute häufig festst
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